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Die ArbeitnehmerInnen sind in größ-
ter Sorge: Infolge der Finanzkrise ent-
wickelt sich eine Weltwirtschaftskrise
ungeahnten Ausmaßes und zieht bereits
jetzt die industrielle Produktion in ihren
Strudel. Die Krise des Automobilkonzerns
General Motors bringt die Produktion bei
Opel in Deutschland in Gefahr. In Hessen
arbeiten 18.500 Kolleginnen und Kollegen
bei Opel. 50.000 Arbeitsplätze in der
Zulieferindustrie sind von Opel in Hessen
abhängig.
Kann man es zulassen, dass Koch

sich als Retter von Opel aufspielen
kann?

Roland Koch, der keine Mehrheit in
Hessen hat, war der Vertreter der Bundes-
länder, der mit der Bundesregierung die
Maßnahmen zum sogenannten Subventi-
onsabbau, d.h. der Schwächung der Kauf-
kraft (Kürzung der Eigenheimzulage, Kür-
zung der Pendlerpauschale, Abschaffung
der Steuerfreiheit von Job-Tickets, Kür-
zung der Steinkohle- und Werfthilfen
sowie Zurückführung der Hilfen für die
Land- und Forstwirtschaft) sowie die Ent-
lastung bei der Erbschaftssteuer, zu ver-
antworten hat, alles Elemente zur Ver-
schärfung der Krise.

Nun brüstet sich Koch, mit der 500-
Mio.-Bürgschaft des Landes für Opel, die
vor der Auflösung des Landtags beschlos-
sen wurde, einen „Schutzschirm für die
Arbeitsplätze und die Automobilindustrie“
aufgebaut zu haben. Die Bundesregierung
und Koch hatten vor der Verabschiedung
dieses hessischen Rettungspakets Ge-
spräche mit der EU-Kommissarin für
Wettbewerb, Kroes, geführt. Für den Fall,
dass Opel die 1,8 Milliarden-Bürgschaft
von Bund und Ländern länger als 6 Mona-
te in Anspruch nimmt, muss ein detaillier-
ter Restrukturierungsplan vorgelegt wer-
den, der schmerzliche Auflagen, z.B. die
Schließung einzelner Betriebsteile, vorse-
hen könne.

Die GM/Opel-Führung will die „Struk-

turkosten“ um 750 Mio. Dollar senken;
dazu gehören eine Reduzierung der
Wochenarbeitszeit auf 30 Stunden sowie
eine Nullrunde für die Beschäftigten (seit
den 90er Jahren hat GM-Opel bereits 50%
der Arbeitsplätze abgebaut und die Löhne
um etwa 30% gesenkt).

Das aber dient weder der Verteidigung
der Arbeitsplätze und der Produktion,
noch des Lohns.

Für welche politischen Entscheidungen
muss die SPD, muss eine SPD-Regierung
in Hessen eintreten, um einen „wirklichen
Schutzschirm für die Arbeitsplätze, Pro-
duktion und Löhne“ aufzubauen?

Die Fakten zeigen es: die 500 Mio.-
Bürgschaft ist nichts anderes als eine enor-
me Umverteilung zugunsten der Unterneh-
merprofite, für die öffentliche Haushalte
geplündert werden, auf Kosten der gesell-
schaftlichen Kaufkraft (auch für den Auto-
kauf).

Brauchen die ArbeitnehmerInnen nicht
eine Entscheidung der Landesregierung,
die der GM/Opel-Führung jede Arbeits-
platzvernichtung sowie die Kürzungen der
Reallohneinkommen und damit der Kauf-
kraft der KollegInnen untersagt und Pro-
duktionsstilllegungen aufhebt?

Wenn Finanzmittel für die Produktion
fehlen sollten, müssen sie dann nicht aus
den Milliarden-Gewinnen genommen
werden, die die KollegInnen erarbeitet
haben und die jahrelang zu den Anteilseig-
nern, Finanzinvestoren, Aktienbesitzern
von GM/Opel geflossen sind?

Kein Cent darf aus dem öffentlichen
Haushalt für die Unternehmerprofite
fließen!

Sollte GM/Opel solchen Entscheidun-
gen zuwider handeln, ist es dann nicht not-
wendig, Opel-Rüsselsheim, die Produkti-
onsanlagen, die Arbeitsplätze und Finanz-
mittel unter den staatlichen Schutz des
Landes zu stellen und die Produktion unter
Kontrolle der ArbeitnehmerInnen, ihres
unabhängigen gewerkschaftlichen Be-

triebsrat und der IG Metall fortzuführen?
Sind das nicht dringlich erforderte

Maßnahmen, für die die SPD antreten
muss, um die Stimmen der Arbeitnehmer-
mehrheit für eine SPD-geführte Regierung
zu erobern, die solche Maßnahmen
ergreift?

Es geht um das Schicksal der Region,
es geht um die industrielle Produktion,
es geht um die Arbeitsplätze in Hessen.

Der Kampf um die Verteidigung der
Arbeitsplätze, Tarifverträge und Verteidi-
gung der Produktion in Hessen hat bereits
begonnen: Die Rückkehr in den Tarifver-
trag bei der durch einen Finanzinvestor
aufgekauften Vakuumschmelze in Hanau
zeigt, dass die hessische SPD als Partei
den Kampf um die Arbeitsplätze und den
Lohn unter Führung von Andrea Ypsilanti
aufgenommen und ihr Mandat als Land-
tagsabgeordnete dafür eingesetzt hat. Eine
SPD-Regierung, die ermöglicht hätte, den
Flächentarifvertrag einzuhalten und die
Arbeitsplätze zu schützen, wurde durch
die 4 Mandatsverweigerer verhindert.

Wer kann ernstlich ein Interesse haben,
dass solch eine Regierung verhindert
wird?

Die SPD-geführte Mehrheit im Hessi-
schen Landtag hat den Tarifbruch von
Koch für die Angestellten zurückgenom-
men und die Einkommen dem Tarifvertrag
der Länder angepasst. Eine Rückkehr in
die Tarifgemeinschaft hat die geschäfts-
führende Koch-Regierung verweigert.
Notwendig ist daher eine Offensive

der SPD zur Eroberung einer verstärk-
ten Mandatsmehrheit für eine SPD-
Regierung für eine Politik der Aufhe-
bung der sozialen Ungerechtigkeiten
und zum Schutz der arbeitenden Bevöl-
kerung und Jugend vor der Krise!
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Wir brauchen eine SPD-Regierung für Hessen,
die die Arbeitsplätze, den Lebensstandard und die Produktion schützt




